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Liebe Leserinnen und Leser des bAV-Updates, 
 
die vergangenen drei Monate waren für die betriebliche Altersversorgung sowohl auf nationaler als auch auf eu-
ropäischer Ebene äußerst ereignisreich. Während in Deutschland die Verabschiedung des Altersvorsorgereform-
gesetzes und unsere Stellungnahme gegenüber der Alterssicherungskommission im Fokus standen, dreht sich in 
Brüssel derzeit alles um die Mobilisierung von Sparvermögen zur Stärkung des europäischen Kapitalmarkts und 
zur Begleitung notwendiger Transformationsprozesse, sowie die Umsetzung des sogenannten Supplementary 
Pension Package. Diese Entwicklungen sind äußerst bedenklich und können die betriebliche Altersversorgung 
nachhaltig schädigen. Doch machen Sie sich selbst ein Bild, viele Beiträge in diesem Update bieten dafür eine gute 
Basis. 
 
Diese Dynamik spiegelt sich auch im Programm unserer diesjährigen aba-Jahrestagung am 12. und 13. Mai 2026 
in Berlin wider. Dort werden wir die Umsetzung der Reformen sowie internationale Impulse wie Auto-Enrolment 
und die Überarbeitung der EbAV-II-Richtlinie intensiv diskutieren. In hochkarätigen Diskussionsrunden und vielen 
Vorträgen schärfen wir gemeinsam den Blick für die zentralen Weichenstellungen, die derzeit diskutiert bzw. 
schon umgesetzt werden. 
 
Das Team der aba-Geschäftsstelle wünscht Ihnen eine erkenntnisreiche Lektüre und ein erholsames Osterfest, 
 

Ihr  

Klaus Stiefermann 
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POLITIK 

Deutscher Bundestag verabschiedet Altersvorsorgereformgesetz 

Der Deutsche Bundestag hat am 27. März 2026 die Reform der privaten Altersvorsorge in der 2./3. Lesung verab-
schiedet. Ein dazu von der Bundesregierung vorgelegter Gesetzentwurf „zur Reform der steuerlich geförderten 
privaten Altersvorsorge“ (Altersvorsorgereformgesetz, 21/4088) wurde am Freitag, 27. März 2026, in einer vom 
Finanzausschuss geänderten Fassung mit der Mehrheit von CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion 
Die Linke bei Enthaltung von AfD und Bündnis 90/Die Grünen angenommen. Der Abstimmung lag eine Beschluss-
empfehlung des Finanzausschusses (21/4996) zugrunde. 
 
Im parlamentarischen Verfahren hatten sich die Regierungsfraktionen CDU/CSU und SPD noch auf wesentliche 
Änderungen im Vergleich zum Regierungsentwurf verständigt: 
 
▪ Aufnahme der Selbstständigen in den Kreis der förderfähigen Erwerbstätigen; 
▪ Einführung eines von einem öffentlichen Träger angebotenen Standarddepots; 
▪ Bei Standarddepots Begrenzung der durchschnittlichen jährlichen Renditeminderung durch Kosten über die 

Vertragslaufzeit (Effektivkosten) auf maximal 1 Prozent; 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/040/2104088.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/049/2104996.pdf
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▪ Anhebung der Grundzulage auf 50 Cent (bis 360 Euro im Jahr) und 25 Cent (von 360 Euro bis 1800 Euro im 
Jahr) unmittelbar zum Start der reformierten Riester-Rente 2027; 

▪ Kinderzuschlag von 300 Euro im Jahr, der bereits ab einem Sparbeitrag von 25 Euro im Monat erreicht werden 
kann. Damit gibt der Staat zu jedem Euro Eigensparleistung bis 25 Euro monatlich pro Kind einen weiteren 
Euro dazu. 

 
Die aba hatte zur Anhörung des Gesetzentwurfes im Finanzausschuss im Deutschen Bundestag am 16.03.2026 
eine Stellungnahme abgegeben. 
 
Zulagen und Geringverdiener: Die alte Riesterrente stand in der Kritik, weil sie sehr komplex war und es für den 
Verbraucher schwierig war, den für ihn optimalen Beitrag zu berechnen, um die volle Zulage zu erhalten. Dies 
verbesserte der Regierungsentwurf zum Altersvorsorgereformgesetz, indem er die Zulage proportional – wenn 
auch in prozentualen Stufen – an den Beitrag koppelte und vom Einkommen des Vorjahres löste. Am neu ange-
dachten System entzündete sich die Kritik, dass Geringverdiener und kinderreiche Familien nun erheblich höhere 
Beiträge zahlen müssten, um an die gleiche Förderung zu kommen. So konnte bei geringem Einkommen die Grund-
zulage von 175 € bereits mit 60 € Beitrag erreicht werden, während die neue Grundzulage erst ab einem Minde-
steigenbeitrag von 120 € überhaupt und in gleicher Höhe erst ab 525 € erreicht werden konnte. 
 
Die zweistufige Förderung des Regierungsentwurfs sah 30 % der Beitragsleistung bis 1.200 € (= 360 €) und 20 % 
der Beitragsleistung von 1.200,01 bis 1.800 € (= 120 €) vor. Damit ergab sich eine maximale Grundzulage von 
480 €. Ab dem Jahr 2029 wären die 30 % auf 35 % angehoben worden, was dann zu einer maximalen Grundzulage 
von 540 € geführt hätte. 
 
Die im parlamentarischen Verfahren neu entwickelte Grundzulage ist nun in einer sehr kurzen Stufe deutlich höher 
(50 % der Beitragsleistung bis 360 € = 180 €) und einer langen Stufe leicht angehoben (25 % der Beitragsleistung 
zwischen 360,01 bis 1.800 € = 360 €) und kommt damit auf die gleiche maximale Förderhöhe wie im Regierungs-
entwurf inkl. der dortigen späteren Stufe ab 2029 mit 35 %, die nun entfällt. Auch wenn die maximale Förderung 
gleich ist, so kann sie mit niedrigeren Beiträgen und somit von Geringverdienern leichter erreicht werden, weshalb 
die Regierung von höheren Steuermindereinnahmen im Vergleich zum Gesetzentwurf in Höhe von 15 Mio. € je 
Jahreskohorte von Neuabschlüssen von Altersvorsorgeverträgen ausgeht. 
 
Noch deutlicher schneller steigt die Kinderzulage von 25 % der Beitragsleistung bis 1.200 € im Regierungsentwurf 
auf 100 % der Beiträge, maximal 300 € im parlamentarischen Verfahren. Die Regierung geht davon aus, dass die 
Regelung zu keinen höheren Steuermindereinnahmen führt, da den Berechnungen im Gesetzentwurf bereits bei 
allen Zulageberechtigten mit einem Kind die Auszahlung der maximalen Kinderzulage in Höhe von 300 Euro zu-
grunde gelegt wurde. 
 
Angebot eines Standard-Depotvertrags durch einen öffentlichen Träger: Das zukünftige Angebot des öffentlichen 
Trägers wurde in die Produktvarianten des § 1 AltzertG eingearbeitet. Der neue Absatz 1e lautet: 
 
„Die Bundesregierung wird ermächtigt, ohne Zustimmung des Bundesrates eine Rechtsverordnung zur Umsetzung 
eines durch einen öffentlichen Träger angebotenen Standarddepot-Vertrags zu erlassen. Für die Umsetzung gelten 
die Vorgaben des Absatzes 1b sowie ergänzend die Vorgaben des Absatzes 1c. Die Rechtsverordnung ist vor Ver-
kündung dem Deutschen Bundestag zuzuleiten. Sie kann durch Beschluss des Deutschen Bundestages geändert 
oder abgelehnt werden. Der Beschluss des Deutschen Bundestages wird der Bundesregierung zugeleitet. Hat sich 
der Bundestag nach Ablauf von drei Sitzungswochen seit Eingang einer Rechtsverordnung nicht mit ihr befasst, so 
kann die Bundesregierung die unveränderte Rechtsverordnung erlassen. Der in der Rechtsverordnung noch zu be-
stimmende öffentliche Träger gilt als Anbieter im Sinne des § 1 Absatz 2 und § 80 des Einkommensteuergesetzes.“ 
 
Dazu heißt es in der Begründung u.a. ergänzend: 
 
„Nach dem Regierungsentwurf können Altersvorsorgedepot-Verträge von privaten Anbietern angeboten werden. 
Mit der Verordnungsermächtigung sollen Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass dieses Angebot durch 

https://www.aba-online.de/infothek/positionen/stellungnahmen/2026-03-19-aba-stellungnahme-zum-entwurf-eines-gesetzes-zur-reform-der-steuerlich-gefoerderten-privaten-altersvorsorge-altersvor
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einen öffentlichen Träger ergänzt werden kann. Das Angebot des öffentlichen Trägers soll als Alternative zu den 
privat angebotenen Produkten allen Zulageberechtigten zur Verfügung stehen und die Vorgaben an einen Alters-
vorsorgedepot-Vertrag nach § 1b AltZertG sowie ergänzend diejenigen des Standarddepot-Vertrags nach § 1c Alt-
ZertG erfüllen.“ 
 
Nach Einschätzung der Regierung führt die Regelung zu keinen Steuermindereinnahmen. Das Angebot des öffent-
lichen Trägers soll sich demzufolge inklusive dessen Verwaltung selbst tragen. Es bleibt abzuwarten, wie die 
Rechtsverordnung ausgestaltet wird. 
 
Weiteres: Gegenüber dem Regierungsentwurf werden die maximal zulässigen Effektivkosten für das Standardde-
pot von 1,5 auf 1,0 Prozent gesenkt (§ 2a Abs. 2 Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetz). Effektivkosten be-
ziffern die Renditeminderung durch Kosten bis zum Ende der Ansparphase und sind Bestandteil der vorvertragli-
chen Informationspflichten. In dem geänderten § 1 Abs. 1b S. 1 Nr. 2 AltzertG wird das Anlageuniversum auf alle 
OGAW erweitert, die im Inland an Kleinanleger vertrieben werden und im PRIIPs-Basisinformationsblatt höchstens 
in die Risikoklasse 5 eingestuft sind (bisher nur bestimmte inländische OGAW). Zudem müssen die Publikums-AIF 
nicht mehr als Sondervermögen aufgelegt sein. Zudem wurde mit § 5 Abs. 3 AltzertG eine Regelung eingepflegt, 
die das Verfahren einer Vertragsanpassung (Zertifizierungsfähigkeit) per Opt-Out nach Selbstzertifizierung oder 
von Bestandsverträgen beschreibt. Der geänderte § 1 Satz 4 AltzertG bestimmt, dass das übertragene, steuerlich 
geförderte Kapital bei der Berechnung der Abschluss- und Vertriebskosten durch den neuen Anbieter nicht be-
rücksichtigt werden darf (bisher maximal bis zu 50 %). 

// St, SD, MK 
 

PensionsEurope Positionspapier zur Überarbeitung der EbAV II-Richtlinie 

Am 30. März 2026 hat unser europäischer Verband PensionsEurope ein Positionspapier zum Vorschlag der EU-
Kommission zur Überarbeitung der EbAV II-Richtlinie (IORP II Directive) veröffentlicht (PE-Pressemitteilung). Die 
aba war intensiv an der Erstellung des Papiers beteiligt.  
 

PensionsEurope unterstreicht unter anderem, dass angesichts der Heterogenität von Einrichtungen der betriebli-
chen Altersversorgung (EbAV) in den Mitgliedstaaten bei der Überarbeitung der Richtline am Grundsatz der Mini-
malharmonisierung festgehalten werden muss. Ferner betont der europäische Verband, dass der europäische Ge-
setzgeber nicht auf eine Konsolidierung der EbAV-Landschaft hinarbeiten sollte, da dies etablierte, häufig paritä-
tisch organisierte Governance-Strukturen gefährdet und die Datenlage zeigt, dass der Großteil der Einrichtungen 
kosteneffizient arbeitet. Die Proportionalitätskriterien „Größe“ und „interne Organisation“ sollen daher beibehal-
ten werden. Weiterhin spricht sich PensionsEurope gegen die vorgeschlagene Harmonisierung der Informations-
pflichten aus, da standardisierte EU-weite Vorgaben, die keinen Spielraum für die Beachtung nationaler Beson-
derheiten lassen, zu keinem Mehrwert für die Versorgungsberechtigten, aber zu hohen Kosten für Einrichtungen 
führen wird. 
 

Angesichts der Ratsdiskussion zur Überarbeitung der EbAV II-Richtlinie am 26. Februar 2026 hatte PensionsEurope 
bereits eine Notiz an alle Finanzattachés in den Ständigen Vertretungen der Mitgliedstaaten, an die zyprische 
Ratspräsidentschaft sowie an die EU-Kommission übermittelt. 
 

Im Europäischen Parlament wurde der deutsche Abgeordnete Damian Boeselager (Volt bzw. Greens/EFA) zum 
Berichterstatter im zuständigen Ausschuss für Wirtschaft und Währung (ECON) benannt.    
 

Neben PensionsEurope haben sich unter anderem der deutsche Versicherungsverband GDV sowie der europäi-
sche Verband der Versicherungswirtschaft Insurance Europe und der europäische Verband der Fondsindustrie 
EFAMA zum Vorschlag zur Überarbeitung der EbAV II-Richtlinie bzw. zum gesamten Zusatzrentenpaket (Supple-
mentary Pension Package) positioniert. Die aba-Folien zum Zusatzrentenpaket mit einer ersten Bewertung, v.a. 
zum Vorschlag der EU-Kommission zur Änderung der EbAV-II-RL, die im Rahmen des Netzwerks „Deutsche bAV in 
Brüssel“, 30. März 2026 gezeigt wurden, können hier abgerufen werden. 

// XK, SD 

https://pensionseurope.eu/wp-content/uploads/PensionsEuropes-Position-Paper-on-the-IORP-II-Review-Pension-Package-of-Supplementary-Pensions.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:52025PC0842
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2016/2341/oj/eng
https://pensionseurope.eu/press-release-press-release-pensionseuropes-position-paper-on-the-iorp-ii-review/
https://pensionseurope.eu/wp-content/uploads/PensionsEuropes-Position-note-on-the-Council-discussion-26.2.2026.pdf
https://www.gdv.de/resource/blob/198160/432226fbc4c68a852ad47f6a8c99050a/stn-occupational-retirement-provision-data.pdf
https://www.insuranceeurope.eu/publications/3517/insurance-europe-position-on-ec-supplementary-pensions-package/?inline=1
https://www.insuranceeurope.eu/publications/3517/insurance-europe-position-on-ec-supplementary-pensions-package/?inline=1
https://www.aba-online.de/infothek/positionen/hintergrundpapiere/2026-03-27-zusatzrentenpaket-supplementary-pension-package-vom-19-november-2025
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Überarbeitung der Verordnung über ein Paneuropäisches Privates Pensionsprodukt (PEPP) 

Am 27. Februar 2026 hat die zyprische Ratspräsidentschaft ein zweites Treffen zur Erörterung des Vorschlags der 
EU-Kommission zur Überprüfung der Verordnung über ein Paneuropäisches Privates Pensionsprodukt (PEPP) 
durchgeführt. Zur Unterstützung der Diskussionen wurde ein Dokument erarbeitet, das auf den Rückmeldungen 
der Mitgliedstaaten zum Kommissionsvorschlag basiert. Fragen rund um “Workplace PEPP“ sind dort nicht zu fin-
den. 
 
Im Europäischen Parlament wurde die französische Abgeordnete Stéphanie Yon-Courtin (Renew) zur Berichter-
statterin im zuständigen Ausschuss für Wirtschaft und Währung (ECON) benannt.  
 
Mit Unterstützung der aba arbeitet PensionsEurope aktuell an einem Positionspapier zum Vorschlag der EU-Kom-
mission.  

// XK, SD 
 

STEUERN 

Allgemeinverfügung gegen Einsprüche zum 6 %-Teilwert 

Ein BMF-Schreiben vom 18. März 2026 verfügt, dass Einsprüche zurückgewiesen werden, die die Verfassungsmä-
ßigkeit des Rechnungszinsfußes von 6 % bei der Teilwertberechnung von Pensionsrückstellungen zum Gegenstand 
haben. 
 
So heißt es im Wortlaut der Verfügung: 
 

„Am 18. März 2026 anhängige und zulässige Einsprüche gegen Festsetzungen der Einkommensteuer oder 
Körperschaftsteuer, gegen gesonderte Verlustfeststellungen nach § 10d Absatz 4 Satz 1 EStG, gegen Fest-
setzungen des Gewerbesteuermessbetrags und gegen gesonderte (und ggf. einheitliche) Feststellungen 
von Besteuerungsgrundlagen sowie gegen Bescheide, die die Änderung einer der vorgenannten Festset-
zungen oder Feststellungen ablehnen, werden hiermit zurückgewiesen, soweit mit den Einsprüchen gel-
tend gemacht wird, der Rechnungszinsfuß in Höhe von 6 % bei der Teilwertberechnung von Pensionsrück-
stellungen nach § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG verstoße gegen das Grundgesetz.  
  
Entsprechendes gilt für am 18. März 2026 anhängige, außerhalb eines Einspruchs- oder  
Klageverfahrens gestellte und zulässige Anträge auf Aufhebung oder Änderung einer Festsetzung oder 
Feststellung im Sinne des Satzes 1.“ 

 

// MK 
 

  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A02019R1238-20240109
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/WK-2819-2026-INIT/en/pdf
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Allgemeinverfuegung/2026-03-18-allgemeinverfuegung-rechnungszinsfuss.html
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AUFSICHT 

BMF-Referentenentwurf VSAAG: aba-Stellungnahme 

Das BMF hatte den BMF-Referentenentwurf für ein Versicherungssanierungs-, -abwicklungs- und -aufsichtsände-

rungsgesetz (VSAAG) bis zum 10. März 2026 zur Verbändekonsultation gestellt. Durch dieses Gesetz sollen die 

Änderungen der überarbeiteten Solvabilität II-RL und die neue EU-Richtlinie zur Sanierung und Abwicklung von 

Versicherungsunternehmen (IRRD) umgesetzt werden. Die aba hat sich an der Verbändekonsultation mit einer 

Stellungnahme beteiligt, in der sie den Ansatz des BMF-Referentenentwurfs begrüßt und unterstützt, diese neuen 

EU-Anforderungen für Versicherungsunternehmen nicht auf Pensionskassen und Pensionsfonds zu übertragen. 

Ferner weist die aba auf vorgesehene Regelungen hin, bei denen noch Unklarheiten bestehen und/oder noch 

nachgebessert werden sollten. Dabei geht es u.a. um folgende Themen: Vergütungsleitlinie für alle Mitarbeiter-

gruppen, Übernahme mehrerer Schlüsselfunktionen bzw. Personalunion Schlüsselfunktion/Geschäftsleiter sowie 

Anforderungen an den Versicherungsvertrieb. 

// SD  
 

Roundtable der BaFin-Wertpapieraufsicht zum FRiG  

Die BaFin-Wertpapieraufsicht hatte u.a. Verbände von der Anlegerseite zum Roundtable zum Fondsrisikobegren-

zungsgesetz (FRiG) am 31. März 2026 eingeladen. Auf der Agenda standen u.a. Liquiditätsmanagement-Instru-

menten (LMTs), die aus (VAG-)Anlegersicht zwischen wichtigen Anlagegrundsätzen „Liquidität“ und „Sicherheit / 

Werterhalt“ vermitteln und daher im Anlegerinteresse sind. 

 

Der Bundestag hatte am 5. März 2026 das FRiG (BT-Drucks. 21/3510) in der vom Finanzausschuss geänderten 

Fassung (BT-Drucks. 21/4497) in 2./3. Lesung beschlossen. Wir planen einen gemeinsamen Workshop zur "LMT 

Umsetzung" von BVI / aba / ABV / AKA.  

// SD 
 

EbAV und BaFin – in den nächsten Monaten zu erwarten  

Neben dem Entwurf für ein überarbeitetes Kapitalanlagerundschreiben und den Anpassungen des Berichtswesens 
ist eine Überarbeitung der MaGo für EbAV zu erwarten, in der v.a. ein neues Kapitel zu IT-Sicherheitsanforderun-
gen für EbAV aufgenommen werden soll, die nicht in den DORA-Anwendungsbereich fallen (v.a. Rentnerpensions-
fonds). Ferner soll der Stresstest für Pensionskassen angepasst werden.  
 
Aktuell führt die BaFin außerdem ihre umfangreiche „Abfrage Kapitalanlageverhalten der Versicherer 2026“ 
durch, in die auch Pensionskassen einbezogen sind.  

// SD 
 

EU-Kommission startet öffentliche Konsultation zur Bewertung und Überprüfung der Richtli-
nie über Aktionärsrechte 

Am 11. Februar 2026 hat die EU-Kommission (Generaldirektion Justiz und Verbraucher, DG JUST) ein Konsultati-
onsdokument zur Bewertung und Überprüfung der Richtlinie über Aktionärsrechte („Shareholder Rights Direc-
tive“) veröffentlicht. Die aba wird sich über unseren europäischen Verband PensionsEurope an der Konsultation 
beteiligen, sich dabei allerdings auf den für institutionelle Anleger relevanten Teil beschränken. Frist für die Be-
antwortung des Fragebogens ist der 6. Mai 2026. 

// XK, SD 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_VII/21_Legislaturperiode/2026-02-10-VSAAG/0-Gesetz.html
https://dserver.bundestag.de/btd/21/035/2103510.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/044/2104497.pdf
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14809-Shareholder-Rights-Directive-evaluation-and-review/public-consultation_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14809-Shareholder-Rights-Directive-evaluation-and-review/public-consultation_en
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2017/828/oj/eng


|2026 1 

 

  

7 Erscheinungsdatum: 31. März 2026 

Diskussionspapier “EIOPA’s report on integrated data collection” – auch EbAV-relevant 

Im Rahmen der Überarbeitung der Solvabilität II Richtlinie (Solvency II) wurde die Europäische Aufsichtsbehörde 
für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung (EIOPA) von der EU-Kommission damit beauf-
tragt, bis zum 29. Januar 2027 einen Bericht zu potenziellen Maßnahmen, einschließlich legislativer Änderungen, 
zur Entwicklung einer integrierten Datenerhebung zu erstellen. Ziel ist es, Überschneidungen und Inkonsistenzen 
zwischen den Berichtsrahmen im Versicherungssektor und anderen Sektoren der Finanzindustrie zu verringern. 
Außerdem sollen Gegenstand des Berichts sein: Maßnahmen zur Kostenreduzierung und zur Verbesserung der 
Datenstandardisierung sowie der effizienten Weitergabe und Nutzung von Daten, die bereits im Rahmen eines 
unionsrechtlichen Meldewesens gegenüber einer zuständigen Unions- oder nationalen Behörde gemeldet wur-
den.  
 
Kapitel 4 des Diskussionspapiers bezieht sich überraschenderweise auf EbAV. Folgende Fragen (Q7-Q11) im Hin-
blick auf EbAV werden gestellt: 
▪ Q7. Have you identified any overlaps, inconsistencies or gaps in your regulatory reporting obligations? Please 

specify the frameworks involved (e.g. EIOPA BoS IORPS Decision, national reporting) and provide concrete 
examples (e.g., duplicated fields, conflicting definitions, missing data).  

▪ Q8. What are the main challenges your organization faces in preparing and submitting IORPS regulatory data 
and how could these areas of process be simplified or improved?  

▪ Q9. Have you identified any overlaps, inconsistencies, or gaps in current product disclosure requirements for 
IORPS? Please indicate the frameworks concerned and give examples (e.g., duplicated disclosures, unclear 
definitions, missing elements).  

▪ Q10. Have you identified any overlaps, inconsistencies or gaps between ESG-related disclosure obligations 
under IORP II and other applicable frameworks (e.g., SFDR, national ESG requirements)? If so, please explain 
them concretely.  

▪ Q11. Are there any datapoint gaps or redundancies in the current sustainability reporting and disclosure re-
quirements that hinder your organization's ability to identify, assess, mitigate, and manage sustainability-
related risks, or that create unnecessary burden and complexity? 

 
Am 13. März 2026 hat EIOPA einen entsprechenden Konsultationsprozess gestartet. Die aba wird sich über unse-
ren europäischen Verband PensionsEurope in die Erstellung dieses Berichts einbringen.  

// XK, SD 
 
 

NACHHALTIGKEIT 

PensionsEurope Positionspapier zur Überarbeitung der Offenlegungsverordnung 

Am 5. März 2026 hat unser europäischer Verband PensionsEurope ein Positionspapier zur Überarbeitung der Of-
fenlegungsverordnung (Sustainable Finance Disclosure Regulation, SFDR) veröffentlicht. Die aba war maßgeblich 
an der Erstellung des Papiers beteiligt.  
 
In dem Positionspapier betont PensionsEurope, dass auch der Vorschlag der EU-Kommission zur Überarbeitung 
der Offenlegungsverordnung (der v.a. die Einführung eines Kategoriensystems vorsieht) nichts an der Tatsache 
ändert, dass der Rechtsakt auf kommerzielle Finanzprodukte und deren Anbieter zugeschnitten ist und somit nicht 
auf Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (EbAV) passt. Auch die Unterscheidung der SFDR zwischen 
Unternehmens- und Produktebene ist mit Blick auf EbAV nicht sinnvoll, da diese häufig nur ein einzelnes Alters-
versversorgungssystem umsetzen. Angesichts der unterschiedlichen Ausgestaltung von EbAV in den Mitgliedstaa-
ten fordert PensionsEurope fordert, dass es den Mitgliedstaaten vorbehalten sein soll, ob sie die SFDR auf die 
betriebliche Altersversorgung anwenden.  
 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=celex%3A32009L0138
https://www.eiopa.europa.eu/consultations/discussion-paper-eiopas-report-integrated-data-collection_en
https://pensionseurope.eu/pensionseuropes-input-on-the-revision-of-the-transparency-rules-for-sustainable-financial-products-sfdr-2-0/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:32019R2088
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:32019R2088
https://finance.ec.europa.eu/publications/commission-simplifies-transparency-rules-sustainable-financial-products_en
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Falls EbAV dennoch weiterhin verpflichtend in den Anwendungsbereich der Offenlegungsverordnung einbezogen 
werden, fordert PensionsEurope einen speziell auf EbAV zugeschnittenen Technischen Regulierungsstandard. Die-
ser muss unter anderem die kollektive Kapitalanlage und langfristige Kapitalanlage von EbAV sowie den Grundsatz 
der unternehmerischen Vorsicht („Prudent Person Principle“) berücksichtigen.  
 
Neben PensionsEurope hat sich unter anderem auch der europäische Verband der Versicherungswirtschaft Insu-
rance Europe zum Überarbeitungsvorschlag der SFDR positioniert. Die Trilogverhandlungen zur Überarbeitung der 
SFDR werden voraussichtlich nicht vor September 2026 beginnen.  

// XK, SD 
 
 

IT-ANFORDERUNGEN 

DORA-Verordnung: Anhaltende Herausforderungen für EbAV 

Mehr als ein Jahr nach der verpflichtenden Anwendung (17. Januar 2025) bleibt die Anwendung der DORA-Ver-
ordnung und die zugehörigen Level II und III-Regulierungen (konsolidiert einsehbar u.a. hier) über die digitale ope-
rationale Resilienz im Finanzsektor für EbAV eine anspruchsvolle Aufgabe. 
 
Ein wichtiger Meilenstein für DORA-Anwender war im Frühjahr 2026 die Einreichung des Informationsregister bis 
zum 30. März 2026. Es handelt sich dabei um ein strukturiertes Verzeichnis aller genutzten IKT-Drittdienstleistun-
gen einschließlich zugehöriger Dienstleister, Verträge und Subauslagerungen. Das Register musste erstmals im 
Jahr 2025 eingereicht werden. Damals wurde die Einreichungsfrist auf Grund von kurzfristigen Anpassungen bei 
den Datenanforderungen noch bis Ende April verlängert.  
 
Zur zweiten Einreichungsperiode hatte die BaFin im Februar 2026 zwei Online-Veranstaltungen angeboten, zu 
denen die Präsentationen hier dokumentiert sind. Wesentliche Erkenntnisse aus den Veranstaltungen: Das von 
der BaFin angebotene digitale Excel-Template zur Einreichung konnte ohne wesentliche Änderungen weiterver-
wendet werden. 2025 hat sich herausgestellt, dass EbAV, die ihr Informationsregister nicht über softwaregestützte 
Tools von Dienstleitern einreichen, mit diesem Template überwiegend gute Erfahrungen gemacht haben. Dazu 
passend berichteten die BaFin-Referenten von einer guten Datenqualität und einer relativ niedrigen Quote von 
Beanstandungen und Fehlermeldungen.  
 
2026 müssen sich deutsche Finanzunternehmen erstmals darauf einstellen, nach einer erfolgreichen Übermittlung 
des Registers über das Melde- und Veröffentlichungsportal der BaFin ein zusätzliches Feedback von der Europäi-
schen Bankenaufsicht zur Datenqualität zu erhalten. Die Veröffentlichung von Details des Feedbackprozesses (z.B. 
Fehlercodes) steht aktuell noch aus.  
 
Die Arbeitsgruppe DORA der aba hat die DORA-Anwendung in den letzten Monaten kontinuierlich begleitet. Sie 
befindet sich dazu (vorwiegend über die betroffenen Fachvereinigungen) auch im Austausch mit der BaFin. Bereits 
Mitte 2025 wurden bei der BaFin unter Beteiligung von EbAV aus der aba-Mitgliedschaft mehrere Arbeitsgruppen 
eingerichtet, die über ausgewählte Einzelaspekte der DORA-Anwendung die Arbeit des Fachgremiums IKT unter-
stützen. In diesem Rahmen wurden zuletzt Erfahrungen der EbAV bei der Anpassung von Verträge mit IKT-Dienst-
leistern gesammelt. 
 
Aktuell in Vorbereitung ist eine Umfrage unter EbAV über die Auswirkungen der neuen Regelung in § 35 Abs. 1 Nr. 
10 VAG, wodurch die Wirtschaftsprüfer für den Prüfungszeitraum 2025 erstmals die Einhaltung der Anforderun-
gen aus der DORA-Verordnung prüfen sollen.  
 
Dieses Thema wird auch im Rahmen der aba-Jahrestagung vertieft. Erik Barndt (Forvis Mazars GmbH & Co. KG 
WPG) wird am 13. Mai 2025 im Rahmen der gemeinsamen Tagung der Fachvereinigungen Direktversicherung, 

https://www.insuranceeurope.eu/mediaitem/c3bf323d-44c6-4c13-b0f8-e9dea100273e/Insurance+Europe+key+messages+on+the+revised+SFDR.pdf?inline=1
https://www.insuranceeurope.eu/mediaitem/c3bf323d-44c6-4c13-b0f8-e9dea100273e/Insurance+Europe+key+messages+on+the+revised+SFDR.pdf?inline=1
https://www.bafin.de/DE/Aufsicht/DORA/DORA_node.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veranstaltungen/DE/neu/260224_workshop_einreichung_der_informationsregister.html;jsessionid=F1B91A98397AE9F42A149AC644C49A0D.internet011?nn=19659504
https://www.aba-online.de/weiterbildung/tagungen/alle-tagungen/2026-05-12-aba-jahrestagung-jt26/336a443af8d8cc480877928418ee0e3c
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Öffentlich-rechtliche Versorgungseinrichtungen, Pensionsfonds und Pensionskassen über Erfahrungen der Wirt-
schaftsprüfer mit DORA-Prüfungen bei Altersversorgungseinrichtungen berichten. 

// AZ, SD  
 

PensionsEurope-Positionspapier zum Digital Omnibus-Paket  

PensionsEurope hat, unterstützt von der aba, am 13. März 2026 ein Positionspapier zum „Digital Omnibus Reform-
paket“ veröffentlicht, das von der Europäischen Kommission am 19. November 2025 vorgestellt wurde. Es zielt 
auf eine Vereinfachung und Harmonisierung des digitalen EU‑Rechtsrahmens ab und enthält Änderungsvorschläge 
u. a. zur DSGVO, zur KI-Verordnung, zum Data Act, zu Cybersicherheitsvorschriften sowie zur DORA‑Verordnung 
(DORA-VO). Damit öffnet sich ein Reformfenster bereits vor Ablauf der Überprüfungsklausel festgelegten Evalua-
tionsfrist (Art. 58 DORA-VO). 
 
PensionsEurope lehnt den im Digital Omnibus Paket enthaltenen Vorschlag ab, eine zentrale europäische Melde-
stelle für IKT-Vorfälle einzurichten. Durch diese könnten die mit durch die DORA-VO neu etablierten Meldewege 
(in Deutschland über das MVP-Portal an die BaFin und erst von dort aus an die zuständigen europäischen Stellen) 
entfallen und durch ein neues Reporting an ENISA (Agentur der Europäischen Union für Cybersicherheit) ersetzt 
werden. 
 
Aus Sicht von PensionsEurope und aba würde die Schaffung einer zentralen EU-weiten Meldestelle für IKT-Vorfälle 
die Komplexität und die Kosten erhöhen. Anstelle einer Zentralisierung sollte die Meldung von IKT-Vorfällen ver-
einfacht werden (weniger Datenfelder, längere Fristen) und sich auf wesentliche Auswirkungen von Vorfällen auf 
kritische Funktionen konzentrieren.  
 
Handlungsbedarf in Bezug auf die DORA-VO sehen PensionsEurope und aba an anderer Stelle. Es gibt weiterhin zu 
wenig Raum für Proportionalität bei der Umsetzung von DORA-Anforderungen. Die im Finanzbereich weitgehend 
einheitliche Anwendung der DORA-Anforderungen führt zu unnötigen Compliance-Kosten. Ein stärker prinzipien-
basierter Ansatz von DORA würde dazu beitragen, ein wirksames IKT-Risikomanagement zu erreichen und unnö-
tige IKT-Kontrollen zu vermeiden. Auch sollte der Detaillierungsgrad bei der Auslagerung und beim Auslagerungs-
register („Register of Information“) reduziert werden. Als Bestandteil einer übergeordneten „EU-Vereinfachungs-
agenda“ sollte sich das Digital-Omnibus-Paket aus Sicht von PensionsEurope auch insgesamt stärker auf den Ab-
bau unnötiger Komplexität konzentrieren. 

// AZ, SD 
 
 

FIDA-Verordnung: Trilog-Verhandlung ruht vorerst weiter 

Die Trilog-Verhandlungen über den Kommissionsvorschlag über einen Rahmen für den Zugang zu Finanzdaten 
(FIDA-Verordnungsvorschlag bzw. FIDA) ruhen mittlerweile seit mehreren Monaten. Die letzte Verhandlungs-
runde fand unter schwedischer Ratspräsidentschaft im Juni 2025 statt. Von den großen Mitgliedstaaten gibt es 
derzeit kein Interesse, auf einen Fortgang zu drängen. Ähnlich sieht es im Europäischen Parlament aus. Die Kom-
mission versucht allerdings weiterhin eine Umsetzung zu forcieren.  
 
Die zypriotische Ratspräsidentschaft führt bis 10. April 2026 eine Umfrage unter den Mitgliedstaaten durch, um 

zwar mit dem Ziel einer gemeinsamen Diskussion am 24. April 2026. Gefragt wird u.a. nach Haltung der Mitglied-

staaten zu dem von der schwedischen Regierung vorgeschlagenen „Reverse demand approach“. Ihm zufolge 

würde bei Datenkategorien im Anwendungsbereich der Verordnung, die Verpflichtung von Dateninhabern, Ver-

tragsdaten zugänglich zu machen, nicht automatisch greifen. Stattdessen müsste ein Mindestprozentsatz von Da-

tennutzern den Datenzugang verlangen, z.B. 25 % innerhalb eines „Schemes“ (also eines geplanten Zusammen-

schlusses von Dateninhabern und Datennutzern, der u.a. für die Ausgestaltung der technischen Datenschnittstel-

len zuständig sein soll). Gefragt wird auch nach der Haltung zum Ansatz einer „calibrated phased implementation“. 

https://pensionseurope.eu/pensionseuropes-position-paper-on-the-ec-digital-omnibus-regulation-proposal/
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/vereinfachung-der-digitalgesetzgebung-kommission-legt-paket-vor-2025-11-19_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32022R2554#:~:text=Artikel%C2%A058,%C3%9Cberpr%C3%BCfungsklausel
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2023/2854/oj/eng?eliuri=eli%3Areg%3A2023%3A2854%3Aoj&locale=de
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2023/2854/oj/eng?eliuri=eli%3Areg%3A2023%3A2854%3Aoj&locale=de
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Dabei würde der Anwendungsbereich nur schrittweise und in Abhängigkeit von den Ergebnissen von Wirksam-

keitsanalysen ausgeweitet. Daneben wird die Haltung der Mitgliedstaaten zur Behandlung von Gatekeepern 

(marktmächtige Digitalkonzerne wie Amazon, Apple, Google, Meta, Microsoft) abgefragt. Eine Reihe von Mitglied-

staaten fordert ihren Ausschluss von der Rolle eines Datennutzers. 

 
EbAV oder Altersvorsorgedaten sind nicht Gegenstand dieser Umfrage. Aber das Thema FIDA bleibt für die aba 

von her Bedeutung. 

 

Hintergrund: Die Einwände der der aba gegen die DORA-VO sind (seit der Veröffentlichung des Verordnungs-Vor-

schlags) grundsätzlicher Natur und setzen bereits beim Anwendungsbereich an (vgl. die Beiträge auf der aba-Web-

site von Dezember 2023 und September 2025). Demnach sollten Vorsorgedaten aus betrieblicher Altersversor-

gung nicht im Anwendungsbereich der Verordnung sein. Eine von PensionsEurope befürwortete Mitgliedstaaten-

option zur Einbeziehung wäre vermutlich unbedenklich, da die Bundesregierung höchstwahrscheinlich keine 

Gründe sähe, sie zu nutzen. Unklarheiten und damit politische Risiken bestehen in den Trilog-Verhandlungen wei-

terhin darüber, unter welchen Voraussetzungen Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (EbAV) unter 

den Anwendungsbereich fallen könnten. Nach aktuellem Stand könnte dies dann der Fall sein, wenn sie auch An-

gebote unterbreiten, die im Sinne der FIDA-Verordnung als private Altersvorsorge (und nicht als betriebliche Al-

tersversorgung) eingestuft werden. Im Falle einer Wiederaufnahme des Trilogs würde sich die aba unverändert 

für präzisere Abgrenzungen beim Anwendungsbereich einsetzen. Damit soll das Risiko einer nicht sachgerechten 

Einbeziehung deutscher EbAV in den Anwendungsbereich ausgeschlossen werden.  

// AZ 
 

VERSCHIEDENES 

aba-Jahrestagung: Was erwartet Sie dieses Jahr? 

Am 12. und 13. Mai 2026 kommt die bAV-Community in Berlin zusammen – mit einem Programm, das aktuelle 
politische, wirtschaftliche und fachliche Entwicklungen beleuchtet. 
 
Freuen Sie sich auf Beiträge am ersten Veranstaltungstag von: 
 
▪ Lilian Tschan (Staatssekretärin im BMAS) zu aktuellen Entwicklungen in der Altersversorgung 
▪ Damian Boeselager, MdEP zu den EbAV-II-Überarbeitungsvorschlägen der EU-Kommission 
▪ Jan Schidlbach (Deutsche Bank) mit volkswirtschaftlichen Perspektiven 
▪ Dr. Thomas Post (Universität Maastricht) zu internationalen Erfahrungen mit Auto-Enrolment 
▪ Oliver Zander (Gesamtmetall) und Jan Duscheck (ver.di) zur Zukunft der Altersversorgung, gefolgt von einem 

Video-Impuls von Pascal Reddig, MdB mit anschließender Diskussionsrunde 
 
Weitere Höhepunkte im Verlauf der zweitägigen Veranstaltung: 

▪ die Mitgliederversammlung der aba mit Wahl des neuen Vorstandes 

▪ das Treffen der aba Young Professionals - Kurzentschlossene für die aYP-Kommission sind noch herzlich will-
kommen. 

▪ sowie am zweiten Tag vielseitige Vorträge, und zwar parallel bei den: 

➢ aba-Fachvereinigungen Direktzusage, Mathematische Sachverständige, Unterstützungskasse 

➢ aba-Fachvereinigungen Direktversicherung, öffentlich-rechtliche Versorgungseinrichtungen,  
   Pensionsfonds, Pensionskassen 

 

https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/hintergruende/2023-12-15-fida-verordnung-aba-veroeffentlicht-positionspapier-ep-berichterstatter-legt-berichtsentwurf-vor
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/hintergruende/2025-09-24-fida-verordnungsvorschlag-frage-der-einbeziehung-von-ebav-bleibt-offen
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Themen sind in diesem Jahr unter anderem das Altersvorsorgereformgesetz & bAV, die Alterssicherungskommis-
sion, die Umsetzung der Entgelttransparenz-Richtlinie, WP-Prüfungen von DORA u.v.m. Neben Inhalten bietet die 
aba-Jahrestagung auch wieder zahlreiche Gelegenheiten zum Austausch und Networking innerhalb der Branche. 
 
Wichtig für Sie 

✓ Das vollständige Programm finden Sie hier auf der Veranstaltungsseite. 
✓ Die Anmeldung zum Frühbucherpreis ist bis 21. April 2026 möglich. 
✓ Nutzen Sie gerne das Kombi-Ticket für aba Young Professionals (aYP).  

// St, SD 
 

aba Young Professionals Kommission zur aba Jahrestagung 2026 

Die aba-Jahrestagung am 12./13. Mai 2026 in Berlin rückt näher. Auch in diesem Jahr wird es einen aba Young 
Professionals Austausch parallel zur aba-Mitgliederversammlung geben. Mit unserem aba Young Professionals 
(aYP) Angebot bieten wir Personen im bAV-Bereich unserer Mitglieder, die nicht älter als 35 Jahre sind und erste 
Verantwortung übernommen haben, verstärkt die Möglichkeit, die aba kennenzulernen. Denn was für die kapital-
gedeckte Altersversorgung gilt, gilt auch für den beruflichen Nachwuchs in der betrieblichen Altersversorgung: 
Wer früh beginnt – gewinnt. 
 
Im Rahmen des Plenums am ersten Tag wird es eine Diskussionsrunde zur Zukunft der bAV geben. An dieser Dis-

kussionsrunde soll auch ein aba Young Professional teilnehmen und den Blickwinkel der jungen Generation ein-

bringen. Als Vorbereitung auf diese Diskussion wurde eine aba Young Professionals Kommission konstituiert. Bei 

der aYP-Kommission diskutieren junge Fachkräfte aus der bAV zentrale Zukunftsfragen und bringen ihre Perspek-

tiven in die Debatte zur Zukunft der Altersversorgung ein. Die Kommission besteht aus folgenden Arbeitsgruppen: 

  
▪ Verbreitung kapitalgedeckter Altersvorsorge – Maßnahmen für mehr Verbindlichkeit: Brauchen wir ein Obli-

gatorium in der bAV oder eine automatische Einbeziehung?  
▪ Wie kann eine stärkere Verbreitung der bAV in kleinen und mittleren Unternehmen erreicht werden?  
▪ Was sind geeignete Maßnahmen für mehr Flexibilisierung in der bAV? (Workplace PEPP?)  
▪ Wie kann die bAV entbürokratisiert und digitaler gemacht werden?  
 
Die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppen werden dann als Vorbereitung auf die Diskussionen im Rahmen des Plenums 
auf der aba-Jahrestagung dienen. 
 
Weitere Informationen zu unseren Young Professionals und Kontaktmöglichkeiten finden Sie hier auf unserer 
Homepage. 

// Mo/SD 
 

Bericht über das Forum Steuerrecht der aba am 18. März 2026: Steuerliche Rahmenbedin-
gung im Wandel 

Das Steuerrecht bleibt durch fortlaufende Gesetzesänderungen, neue Rechtsprechung und zunehmende interna-
tionale Verflechtungen in ständiger Bewegung. Vor diesem Hintergrund bot das Forum Steuerrecht der betriebli-
chen Altersversorgung (bAV) der aba am 18. März 2026 in Mannheim erneut eine zentrale Plattform für den fach-
lichen Austausch über aktuelle steuerliche, rechtliche und strategische Fragestellungen der bAV. 
 
Im Mittelpunkt der Veranstaltung standen sowohl grundsätzliche Entwicklungen als auch konkrete Umsetzungs-
fragen für die Praxis. Einen zentralen Akzent setzte Prof. Dr. Johannes Lorenz (Universität Regensburg) mit seinem 
Vortrag zur erbschaftsteuerlichen Begünstigung von bAV-Vermögen und bAV-Verpflichtungen im Kontext von Un-
ternehmensnachfolgen. Er erläuterte die Systematik der §§ 13a, 13b ErbStG und zeigte auf, unter welchen Voraus-
setzungen Vermögenswerte, die der Erfüllung von Altersversorgungsverpflichtungen dienen, bei der Erbschaft- 

https://www.aba-online.de/weiterbildung/tagungen/alle-tagungen/2026-05-12-aba-jahrestagung-jt26
https://www.aba-online.de/ueber-uns/mitglied-werden/aba-young-professionals
https://t1p.de/ranxk
https://www.aba-online.de/application/files/2317/7305/5625/Programm_Forum_SR_2026_-_Stand_09.03.2026.pdf
https://www.aba-online.de/application/files/2317/7305/5625/Programm_Forum_SR_2026_-_Stand_09.03.2026.pdf
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und Schenkungsteuer begünstigt sein können. Hervorgehoben wurde dabei insbesondere, dass bAV-Vermögen 
bis zur Höhe der korrespondierenden Verpflichtungen nicht als schädliches Verwaltungsvermögen gilt und für 
Zwecke des 90-Prozent-Tests außer Betracht bleibt. Zugleich machte der Vortrag deutlich, dass sowohl die Zweck-
exklusivität des Deckungsvermögens als auch eine sachgerechte Bewertung der bAV-Verpflichtungen entschei-
dend für den Erhalt der steuerlichen Verschonung sind. 
 
Internationale Sachverhalte standen im Fokus des Beitrags „Steuerliche Fragen zur bAV im internationalen Kon-
text“ von Christiane Bourseaux. Thematisiert wurde insbesondere die unterschiedliche Besteuerung der Beitrags- 
und der Rentenphase, wenn diese in verschiedenen Staaten stattfinden. Anhand typischer Entsende, Rückkehr- 
und Ruhestandsszenarien wurde aufgezeigt, wie es durch das Zusammenspiel unterschiedlicher nationaler Steu-
errechtsordnungen zu einer Doppelbesteuerung, aber auch zu einer Keinmalbesteuerung kommen kann. Zentrales 
Problem ist dabei die Störung der sogenannten intertemporalen Korrespondenz, da die steuerliche Behandlung 
der Beiträge regelmäßig dem Tätigkeitsstaat, die Besteuerung der Versorgungsleistungen hingegen dem Ansässig-
keitsstaat im Ruhestand zugewiesen ist. 
 
Einen kompakten, gleichwohl sehr breiten Überblick über die steuerpolitischen Rahmenbedingungen gab Dr. Vol-
ker Landwehr (Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft). In einer vom Referenten als „Druckbe-
tankung“ bezeichneten Darstellung von 61 Folien spannte er den Bogen von bereits verkündeten über laufende 
bis hin zu sonstigen steuerlichen Gesetzgebungsvorhaben, die im Kontext oder mit Berührungspunkten zur Alters-
versorgung stehen. Der Vortrag verdeutlichte die hohe Dynamik des steuerlichen Umfelds und die Vielzahl paral-
leler Regelungsstränge, die bei der Gestaltung und Verwaltung von Versorgungszusagen mitzudenken sind. 
 
Einen weiteren praxisrelevanten Schwerpunkt setzte Jens Intemann, Richter am Niedersächsischen Finanzgericht, 
mit seinem Überblick zur aktuellen Rechtsprechung der Finanzgerichte zur bAV. Dabei befasste er sich unter an-
derem mit Urteilen im GGF-Kontext, insbesondere zur Fremdüblichkeit der Verzinsung einer auf Entgeltumwand-
lung beruhenden Direktzusage. Diskutiert wurde, inwieweit Teile der zugesagten Verzinsung noch als arbeitneh-
merfinanziert gelten können oder ob sie – etwa bei überhöhten Zinssätzen – ganz oder teilweise als arbeitgeber-
finanziert zu qualifizieren sind, mit entsprechenden steuerlichen Konsequenzen. 
 
Ein weiterer Schwerpunkt lag auf dem Altersvorsorgereformgesetz als Nachfolge der bisherigen Riesterrente. Die 
beabsichtigten neuen Regelungen wurden umfassend dargestellt und eingeordnet, auch vor dem Hintergrund ei-
nes Paradigmenwechsels weg von klassischen Garantien hin zu stärker flexibilisierten Modellen. 
 
Ein eher wenig bekannter, gleichwohl praxisrelevanter Aspekt wurde im Vortrag von Herrn Ralf Linden aufgegrif-
fen. Er wies darauf hin, dass bis zu zwei Altersvorsorgeverträge abgeschlossen werden können, in die jeweils ma-
ximal 6.840 Euro eingezahlt werden dürfen. Diese Verträge enthalten im Falle geförderter Beiträge von 1.800 Euro 
somit die Möglichkeit einer Überzahlung mit ungeförderten Beiträgen von insgesamt bis zu 11.880 Euro p.a. Für 
diese ungeförderten Beiträge kann durch die neuen Produkte nach § 1 AltZertG das bislang für klassische Renten-
versicherungen geltende Versicherungsprivileg – insbesondere die Steuerstundung von Erträgen in der Anwart-
schaftsphase – künftig auch auf ETF-basierte Produkte übertragen werden, insbesondere im Hinblick auf die Vor-
abpauschale. 
 
Vertiefende Beiträge zur Sozialversicherungsrechtsprechung und bAV sowie eine Aktuelle Stunde zu ausgewählten 
Spezialfragen – unter anderem zum Sicherungsbeitragspuffer und zur Körperschaftsteuersatzsenkung – rundeten 
den Tag ab. Am Nachmittag stand die Aktivrente im Fokus. Dabei wurden die steuerlichen und sozialversicherungs-
rechtlichen Stellschrauben dieses Konzepts erörtert, unter anderem durch Beiträge von Frank Wörner und Dr. 
Susanne Marian. 

// MK 
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Bericht über das Forum Arbeitsrecht vom 19. März 2026: Aktuelle Rechtsprechung des BAG 
und die EU Entgelttransparenz-Richtlinie im Fokus 

Am Donnerstag, den 19. März 2026, fand in Mannheim das Forum Arbeitsrecht der betrieblichen Altersversorgung 
der aba statt. Die Veranstaltung brachte erneut Fach- und Führungskräfte aus Unternehmen, Versorgungseinrich-
tungen, Beratung und Wissenschaft zusammen, um aktuelle Entwicklungen im Arbeitsrecht der bAV zu diskutie-
ren. 
 
Der Vormittag stand ganz im Zeichen der aktuellen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts. Dr. Stephanie 
Rachor, Vorsitzende Richterin am 3. Senat des BAG, gab einen systematischen Überblick über die jüngere Senats-
rechtsprechung und strukturierte ihren Vortrag entlang zentraler Themenfelder. Einen Schwerpunkt bildeten da-
bei drei aktuelle Entscheidungen zum Inhalt von Versorgungszusagen (gespaltene Rentenformel, Folgen der Kün-
digung einer Betriebsvereinbarung, Wartezeitregelung und mittelbare Diskriminierung) sowie zwei Entscheidun-
gen zur Anpassungsverpflichtung (Arbeitgeber als Anspruchsverpflichteter, Prognose der wirtschaftlichen Lage, 
1%-Anpassung bei Neuzusagen). 
 
Zwei weitere Urteile wurden von Frau Dr. Rachor nur angerissen, weil sie von ihren Nachrednern näher beleuchtet 
wurden. So beleuchtete Dr. Uwe Langohr-Plato die Rechtsprechung zum Arbeitgeberzuschuss nach § 1a Abs. 1a 
BetrAVG. Im Mittelpunkt stand die Frage, unter welchen Voraussetzungen der gesetzliche Zuschussanspruch 
durch anderweitige Arbeitgeberleistungen erfüllt werden kann und wo die Abgrenzung zwischen Erfüllung und 
(nicht ausdrücklich geregelter) Anrechnung verläuft bzw. weiterhin offen bleibt. 
 
Einen weiteren Akzent setzte Heike Hoppach, die ein Urteil in den Fokus rückte, dessen zugrunde liegende gesetz-
liche Regelung zwar seit Langem existiert, in der Praxis jedoch vielen Stakeholdern bislang nicht bewusst war. Das 
BAG hat klargestellt, dass Schuldübernahmen – auch innerhalb eines Konzerns – als Zusagen im Sinne des § 7 
Abs. 5 Satz 3 BetrAVG gelten. Erfolgt innerhalb von zwei Jahren nach einer solchen Schuldübernahme eine Insol-
venz, ist der PSVaG lediglich bis zur Beitragsbemessungsgrenze zur Sicherung verpflichtet. Versorgungswerte ober-
halb der BBG sind in diesem Zeitraum nicht gesetzlich insolvenzgeschützt, selbst wenn sie zuvor beim abgebenden 
Arbeitgeber abgesichert waren. Die Regelung dient dem Schutz des PSVaG vor Missbrauchsmöglichkeiten, macht 
jedoch einen temporären privatrechtlichen Insolvenzschutz für die Differenzbeträge erforderlich, etwa durch eine 
Bankbürgschaft, ein CTA oder vergleichbare Sicherungsinstrumente. 
 
In der anschließenden Diskussion wurde deutlich, dass diese Rechtsprechung erhebliche Auswirkungen auf kon-
zerninterne Mobilität, Aufklärungspflichten gegenüber Mitarbeitenden sowie auf Haftungsrisiken für Unterneh-
men und Organe haben kann. 
 
Der Nachmittag war der EU Entgelttransparenz-Richtlinie gewidmet und beleuchtete deren arbeits- und bAV-
rechtliche Auswirkungen aus unterschiedlichen Perspektiven. Prof. Dr. Gregor Thüsing ordnete die Richtlinie zu-
nächst rechtlich ein und machte deutlich, dass die Entgelttransparenz-Richtlinie zwar weitreichende Transparenz‑ 
und Berichtspflichten begründet, die betriebliche Altersversorgung jedoch nur unzureichend adressiert wird. Es 
fehle bislang an klaren Vorgaben, sodass insbesondere Fragen der Einbeziehung in den Entgeltbegriff, der Ausge-
staltung von Auskunfts- und Berichtspflichten sowie der Umgang mit Tarifverträgen zentrale Streitpunkte der 
künftigen Umsetzung bleiben. 
 
Anknüpfend daran beleuchteten Dr. Judith May und Dr. Brigitte Huber die Entgelttransparenz-Richtlinie aus Un-
ternehmens- und Umsetzungsperspektive. Sie machten deutlich, dass die Richtlinie eine Gesamtvergütungsbe-
trachtung verlangt, in die die betriebliche Altersversorgung grundsätzlich einzubeziehen ist – mit der Folge, dass 
bAV-Strukturen bestehende Entgeltunterschiede sowohl abfedern als auch verstärken können. Besonderes Au-
genmerk legten sie auf den weiten Entgeltbegriff, die Behandlung von Entgeltumwandlungen und Arbeitgeberzu-
schüssen sowie die erheblichen Herausforderungen, die sich für Unternehmen aus Reporting, Bewertungs- und 
Rechtfertigungsanforderungen bei historisch gewachsenen Versorgungssystemen und Besitzständen ergeben. 
 

https://www.aba-online.de/application/files/9217/7316/0123/Programm_Forum_AR_2026_-_Stand_10.03.2026.pdf
https://www.aba-online.de/application/files/9217/7316/0123/Programm_Forum_AR_2026_-_Stand_10.03.2026.pdf
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In der anschließenden Diskussion mit Dr. Tamara Voigt (Bayer Pensionskasse) wurden praktische Erfahrungen, 
offene Fragen und mögliche Umsetzungsansätze aus Unternehmens- und Versorgungseinrichtungsperspektive 
vertieft. 
 
Weitere Fachimpulse, unter anderem zu Rentenanpassungen in Rentnergesellschaften (Christian Betz-Rehm) so-
wie zu aktuellen Entwicklungen der Gesetzgebung (Peter Görgen), rundeten das Programm ab. 

// MK 
 

Digitaler Infotag Versorgungsausgleich: Agenda veröffentlicht 

Am 5. Mai 2026 findet von 09:00 bis 12:10 Uhr der diesjährige Infotag Versorgungsausgleich als digitale Veran-

staltung statt. Es erwarten Sie fundierte Einblicke in aktuelle gesetzliche Entwicklungen, Rechtsprechung und 

Praxisfragen rund um den Versorgungsausgleich: 

▪ Marcel Schürer (Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz) gibt einen Überblick über den Ge-
setzentwurf zur Änderung des Versorgungsausgleichs und die geplanten gesetzlichen Anpassungen.  

▪ Tobias Tausch (Neuburger & Partner) beleuchtet aktuelle Entwicklungen zu Teilungskosten bei Direktzusa-
gen. 

▪ Silke Scholer (Kern Mauvch & Kollegen) stellt die geplanten Änderungen bei betrieblichen Unternehmeran-
rechten und deren Auswirkungen auf Unternehmen vor. 

▪ Dr. Julie Strube, LL.M., Richterin am OLG Frankfurt, ordnet die aktuelle Rechtsprechung zum Bezugszeit-
punkt bei externer Teilung ein;  

▪ Dr. Ingo Budinger ergänzt dies mit einem Update zum Ergebnisbericht der Deutschen Aktuarvereinigung.  

▪ Anjo Raupers (Airbus) zeigt anhand eines Praxisbeispiels, wie KI und Automatisierung den Versorgungsaus-
gleich künftig verändern können. 

 
Das vollständige Programm sowie weitere Informationen zur Veranstaltung und zur eingesetzten Technik finden 
Sie online auf der Veranstaltungsseite. Noch bis 21. April 2026 buchen Sie zum günstigeren Frühbucherpreis! 

// UPS 
 

Austauschangebote des aba-Fachausschusses Kapitalanlage und Regulatorik (Q2 2026) 

Der aba-Fachausschuss Kapitalanlage und Regulatorik bietet für aba-Mitglieder rund um die Kapitalanlage von 
EbAV im 2. Quartal 2026, jeweils um 16 Uhr an, einen digitalen Austausch zu: 
▪ 29. April 2026 – Natural Resources und Wald: Jasper Renk (Senior Investment Manager Illiquid Assets Natural 

Capital), MEAG MUNICH ERGO Kapitalanlagegesellschaft mbH 
▪ 24. Juni 2026 – FX Hedging - grundsätzlich insbesondere bei Private Markets: Thorsten Rahn (Senior Portfolio 

Manager), Allianz Global Investors GmbH 
 
Wir freuen uns über zahlreiche Teilnehmer und einen regen Austausch. 

// SD 
 

Erster Podcast der Fachvereinigung Mathematische Sachverständige 

In einer Phase tiefgreifender Veränderungen im Bereich der Altersversorgung hat die aba-Fachvereinigung mathe-
matische Sachverständige die erste Folge einer Podcast-Reihe veröffentlicht. 
 
Hanne Borst, Angelika Brandl und Dr. André Geilenkothen erörtern gemeinsam, wie die Zukunft der Altersversor-
gung gestaltet werden kann, damit finanzielle Sicherheit im Alter für alle Generationen gewährleistet bleibt. Ihr 
Gespräch beleuchtet die jüngsten Reformen in den drei Säulen der Alterssicherung, mögliche anstehende 

https://www.aba-online.de/application/files/1117/7098/1089/TVA_26_Programm_Stand_13.02.2026.pdf
https://www.aba-online.de/weiterbildung/tagungen/alle-tagungen/2026-05-05-digitaler-infotag-versorgungsausgleich-tva26/34aa07e3f89b508dcef10702d24b29c5
https://www.aba-online.de/weiterbildung/workshops/alle-workshops-webinare/2026-04-29-austauschangebote-2026-des-aba-fachausschusses-kapitalanlage-und-regulatorik-fuer-aba-mitglieder-rund-um-die-kapitala
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Reformfragen wie das Thema Portabilität und das Thema Gender Pension Gap. Der Podcast ist hier über die aba-
Website abrufbar. 

// AZ 
 

bAV am Morgen: Erweitertes Angebot durch Relaunch des aba-Pressespiegels 

Der exklusiv für Nutzer des passwortgeschützten Mitgliederbereichs der aba-Website angebotene Newsletter (bis-
lang: „Pressespiegel“) hat seit 31. März 2026 einen neuen Namen: bAV am Morgen. 
 

Wie gewohnt finden Sie in der entsprechend umbenannten Rubrik des Mitgliederbereichs jeden Morgen von Mon-

tag bis Freitag eine tagesaktuelle Zusammenstellung von Links auf Artikel aus Tages-, Wochen- und Fachzeitschrif-

ten sowie auf Fachportale mit Nachrichten zu Themen der betrieblichen Altersversorgung und der allgemeinen 

Rentenpolitik. 

 

Mit dem Hinweis „aba informiert“ halten wir Sie künftig auch über eigene Veröffentlichung auf unserer Website 
oder über unsere LinkedIn-Posts kontinuierlich auf dem Laufenden. Sollten Sie unser Angebot bereits nutzen, 
wundern Sie sich also bitte nicht über den neuen Namen „bAV am Morgen“. Alle weiteren Nutzer des Mitglieder-
bereich laden wir ein, hier im Mitgliederbereich den Benachrichtigungs-Newsletter zu abonnieren. Sollte Ihr Un-
ternehmen oder Sie aba-Mitglied sein, aber den Mitgliederbereich noch nicht nutzen, laden wir Sie zur Registrie-
rung und regemäßigen Nutzung des aba-Mitgliederbereichs ein. 

// Mo/AZ 
 

Trägerbefragung zur bAV (BAV 2025) - Bitte um Unterstützung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat Verian mit der erneuten Durchführung einer Trägerbefragung 
zur betrieblichen Altersversorgung beauftragt. Die Befragung wird alle zwei Jahre durchgeführt, um den aktuellen 
Stand zur Zahl der Versorgungsberechtigten und zur Zahl und Höhe der erworbenen Anwartschaften abzufragen. 
Referenzzeitraum der Angaben in BAV 2025 werden Dezember 2024 und Dezember 2025 sein. Der nächste Alters-
sicherungsbericht steht erst 2028 an. Die Ergebnisse fließen dort dann zusammen mit den Ergebnissen der BAV 
2027 ein. Das BMAS wird jedoch auch für die BAV 2025 einen Forschungsbericht mit den Ergebnissen veröffentli-
chen (vsl. im Dezember 2026). 
  
Die aktuelle Befragung wird eine besondere Bedeutung für die Evaluation des BRSG II haben, da die Messung des 
Standes zum 31.12.2025 den Charakter einer "Nullmessung" hat, also den Stand direkt vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes im Januar 2026 misst. Die Ergebnisse werden daher auch für eine weitere Bestandsaufnahme zu den 
Wirkungen dieses Gesetzes von Bedeutung sein. 
  
Die Fragebögen wurden von Verian im März 2026 an die Träger versendet. Wir bitten um Teilnahme und Unter-
stützung. 

// SD 
 

https://t1p.de/r5o4y
https://t1p.de/r5o4y
https://www.aba-online.de/intern/pressespiegel-einzelausgaben
https://www.aba-online.de/register_intern
https://www.aba-online.de/register_intern
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Für Rückfragen stehen Ihnen gern zur Verfügung:  

St Klaus.Stiefermann@aba-online.de  
MK  Markus.Klinger@aba-online.de 
Mo Dr. Stefan Mondorf 
SD Cornelia.Schmid@aba-online.de  
XK Xaver.Kettel@aba-online.de 
UPS Ulrike.Schulz@aba-online.de 
AZ Andreas Zimmermann@aba-online.de 
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TAGUNGEN 

05. Mai 2026 Digitaler Infotag Versorgungsausgleich 
über Teams 

12./13. Mai 2026 aba-Jahrestagung  
Hotel Titanic Chaussee Berlin und im Live-Stream 

23. September 2026 Herbsttagung der Fachvereinigung Mathematische Sachverständige 
Ameron Köln Hotel Regent 

30. September 2026 Tagung “Aufsichtsrecht für EbAV” 
Ameron Bonn Hotel Königshof 

01. Oktober 2026 Tagung der Fachvereinigung Pensionskassen 

Ameron Bonn Hotel Königshof 

 
 

SEMINARE 

 

15. bis 19. Juni 2026  
Dresden … und weitere 
 

Systematische Einführung in das Arbeitsrecht 
der betrieblichen Altersversorgung  
Grundlagen-/Wochenseminar 
 

 

20. bis 24. April 2026  
Gerlingen (Stuttgart)  
 

22. bis 26. Juni 2026  
Dresden 

Systematische Einführung in das Steuerrecht 
der betrieblichen Altersversorgung 
Grundlagen-/Wochenseminar 

 

01. bis 03. Juni 2026 
Kassel 

Versorgungsausgleich für Betriebsrenten 
Vertiefungsseminar 
Erweitertes Format: 2,5 Tage 

 

08. bis 09. Juni 2026 
Fulda 

Internationale und Deutsche Rechnungsle-
gung für Pensionen u. ä. Verpflichtungen 
Vertiefungsseminar 

 

29. bis 30. Juni 2026 
Unterhaching 

Grundzüge der Pensionskasse: Fortbildung 
für Mitarbeiter, Vorstände und Aufsichtsräte 
Vertiefungsseminar 
 

Systematische  
Einführung in  
das Arbeitsrecht 
der betrieblichen 
Altersversorgung 

Systematische  
Einführung in  
das Steuerrecht 
der betrieblichen 
Altersversorgung 

Internationale  
und deutsche 
Rechnungslegung 
für Pensionen u.ä. 
Verpflichtungen 

Versorgungsaus-
gleichsrecht  
für Betriebsrenten 

Pensionskasse: 
Fortbildung  
für Mitarbeiter, 
Vorstände und 
Aufsichtsräte 

https://www.aba-online.de/weiterbildung/tagungen/alle-tagungen/2026-05-05-digitaler-infotag-versorgungsausgleich-tva26
https://www.aba-online.de/weiterbildung/tagungen/alle-tagungen/2026-05-12-aba-jahrestagung-jt26
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-06-15-systematische-einfuehrung-das-arbeitsrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-ar226
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-06-15-systematische-einfuehrung-das-arbeitsrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-ar226
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-04-20-systematische-einfuehrung-das-steuerrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-sr126
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-04-20-systematische-einfuehrung-das-steuerrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-sr126
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-06-01-versorgungsausgleichsrecht-fuer-betriebsrenten-sva26
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-06-08-internationale-und-deutsche-rechnungslegung-fuer-pensionen-und-aehnliche-verpflichtungen-irl26
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-06-08-internationale-und-deutsche-rechnungslegung-fuer-pensionen-und-aehnliche-verpflichtungen-irl26
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-06-29-grundzuege-der-pensionskasse-fortbildung-fuer-mitarbeiter-vorstaende-und-aufsichtsraete-skp26
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-06-29-grundzuege-der-pensionskasse-fortbildung-fuer-mitarbeiter-vorstaende-und-aufsichtsraete-skp26
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22. bis 24. September 2026 
Würzburg 

Kapitalanlage in der betrieblichen Altersver-
sorgung  
Vertiefungsseminar 
 

 

06. bis 08. Oktober 2026 
Stuttgart 

Grundzüge der betrieblichen Altersversor-
gung 
Basisseminar mit Workshop  
Neu konzipiert für 3 Tage 

 
Weitere Termine, Informationen und Anmeldung für unsere Veranstaltungen unter:  
https://www.aba-online.de/veranstaltungskalender 
 
Die nächste Ausgabe der Verbandszeitschrift BetrAV mit ausführlichen Berichten, Analysen und Standpunkten er-
scheint am 30. April 2026. aba-Mitglieder finden zusätzliche Informationen und weitere Services im Mitgliederbe-
reich der aba-Website. 
 
 
 
 

Kapitalanlage- 
prozess in  
betrieblichen  
Altersversorgungs-
einrichtungen 

aba  Arbeitsgemeinschaft für Verantwortlich: 
betriebliche Altersversorgung e.V. Klaus Stiefermann 
 
Wilhelmstraße 138  I  10963 Berlin Bildnachweis: 
Telefon 030 3385811-0  I  E-Mail  info@aba-online.de shutterstock.com/Rawpixel.com (Titel/Kopf), 

aba e.V./dpa-tmn (Stiefermann) 
© aba e.V. 2026 

https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-09-22-kapitalanlage-der-betrieblichen-altersversorgung-skap26
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-09-22-kapitalanlage-der-betrieblichen-altersversorgung-skap26
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare?cat=78
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare?cat=78
mailto:info@aba-online.de
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